
An alle
Außenstellen der Bildungsdirektion

An alle
Direktionen der allgemeinbildenden Pflichtschulen
in Niederösterreich

An alle 
Direktionen der berufsbildenden Pflichtschulen
in Niederösterreich

An alle
Direktionen der land- und forstwirtschaftlichen
Berufs- und Fachschulen
in Niederösterreich

An den
Zentralausschuss der LandeslehrerInnen an APS NÖ
in der Bildungsdirektion für NÖ

An den
Zentralausschuss der NÖ BerufsschullehrerInnen
in der Bildungsdirektion für NÖ

An den
Zentralausschuss der LandwirtschaftslehrerInnen in NÖ
im Amt der NÖ Landesregierung

  bildung-noe.gv.at

 

Martina Scheickl
Sachbearbeiterin
martina.scheickl@bildung-noe.gv.at
+43 2742 280 1342

Rennbahnstraße 29, 3109 St. Pölten

Antwortschreiben bitte unter Anführung 
der Geschäftszahl:
Präs-4061/0237-2023

St. Pölten, am 12. April 2023

Erläuterungen und Klarstellungen zur Reisegebührenabwicklung bei Landeslehrkräften

Im Anhang zur Dienstanweisung vom 78. November 7979, Präs-:96</9<>?-7979, betreffend 

die Festlegung der Zuständigkeiten zur Erteilung von Dienstreiseaufträgen und zur 

Genehmigung von Reisegebührenanträgen werden im Folgenden häufig gestellte Fragen 

zur Vollzugspraxis der Reisegebührenabwicklung im Bestreben um eine größtmögliche 

einheitliche Vorgangsweise in allen Bildungsregionen geklärt.

mailto:martina.scheickl@bildung-noe.gv.at
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1. Dienstreiseaufträge („Reiseanträge“):

Es liegt in der Selbstverantwortung der Landeslehrkräfte, sicherzustellen, dass der 

erforderliche Dienstreiseauftrag („Reiseantrag“) vor dem Antritt der Dienstreise erteilt 

werden kann.

Reiseanträge benötigen eine angemessene Bearbeitungszeit und unterliegen je nach 

Reiseziel unterschiedlichen Genehmigungsabläufen.

Es wird dringend empfohlen, Dienstreiseaufträge („Reiseanträge“) im Regelfall 7 Wochen vor 

dem Antritt der Dienstreise einzubringen, sodass der genehmigungsbefugten, vorgesetzten 

Stelle ein angemessener Entscheidungszeitraum zur Verfügung steht.

Die Erteilung eines Dienstreiseauftrages („Reiseantrages“) setzt stets ein konkretes, 

nachvollziehbares und begründbares dienstliches Interesse an der Durchführung der 

jeweiligen Dienstreise voraus. Die genehmigungsbefugte Stelle trägt insoweit die 

dienstrechtliche Verantwortung für ihre Entscheidung.

Ein derartiges dienstliches Interesse wird im Regelfall z.B. hinsichtlich der Teilnahme von 

Lehrkräften an Begräbnissen, Weihnachtsfeiern, Abschlussfeiern oder Gebäudeeröffnungen 

schwerlich zu begründen sein, soweit nicht die Teilnahme am jeweiligen Ereignis aufgrund 

der ausgeübten, dienstlichen Funktion bzw. der augenfälligen Notwendigkeit einer 

außenwirksamen Vertretung der Schule vor Ort zwingend geboten ist.

2. Überblick über Genehmigungsbefugnisse für Dienstreiseaufträge („Reiseanträge“) 

und Reisegebührenanträge („Reiserechnungen“):

Lehrkräfte an

allgemeinbildenden 

Pflichtschulen

Lehrkräfte an

berufsbildenden 

Pflichtschulen

Lehrkräfte an

land- und 

forstwirtschaft-

lichen Fach- und 

Berufsschulen

Genehmigungs-

zuständigkeit der 

Schulleitung

Niederösterreich

Oberösterreich

Wien

Burgenland

Steiermark

Niederösterreich

Oberösterreich

Wien

Burgenland

Steiermark

Niederösterreich

Oberösterreich

Wien

Burgenland

Steiermark
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Genehmigungs-

zuständigkeit der 

Leitung der 

Bildungsregion

Kärnten

Tirol

Salzburg

Vorarlberg

--- ---

Genehmigungs-

zuständigkeit der 

Zentralstelle der 

BDfNÖ

Ausland Kärnten

Tirol

Salzburg

Vorarlberg

Ausland

Kärnten

Tirol

Salzburg

Vorarlberg

Ausland

3. Richtigkeitsbescheinigung der Reisegebührenanträge („Reiserechnungen“):

Landeslehrkräfte bzw. deren vorgesetzte Stellen bestätigen mit der Unterfertigung des 

Reisegebührenantrages („Reiserechnung“)

- das Vorliegen eines genehmigten Dienstreiseauftrages („Reiseantrages“);

- die Entsprechung ihrer Tätigkeit gemäß dem Inhalt des genehmigten 

Dienstreiseauftrages („Reiseantrages“); daraus folgt im Besonderen, dass eine 

Rechnungslegung für Abwesenheitszeiten (Karenzurlaube, Sonderurlaube, 

Sabbatical-Freijahre), Feiertage und Krankenstandstage im Regelfall nicht zulässig ist;

- den tatsächlichen Zeitaufwand (Dauer der Veranstaltung);

- die sonstige Richtigkeit der Angaben zur Dienstreise sowie

- die Berücksichtigung von Sparsamkeits-, Wirtschaftlichkeits- und 

Zweckmäßigkeitserwägungen.

4. Umfang des Kostenersatzes:

Der Umfang des Kostenersatzes im Zusammenhang mit der Durchführung von Dienstreisen 

bestimmt sich nach § : RGV und umfasst

- die Reisekostenvergütung (Kosten der Beförderung der Person und des notwendigen 

Reise- bzw. Dienstgepäcks mit einem Massenbeförderungsmittel; Kosten der 

Benützung anderer Beförderungsmittel; Entschädigung für Wegstrecken),

- die Reisezulage (Mehraufwand für Verpflegung, Unterkunft und sonstige 

Reiseauslagen; umfasst die Tages- und Nächtigungsgebühr) und



:

- nachgewiesene Aufwendungen für dienstlich notwendige Tätigkeiten (zusätzliche, 

dienstlich unabdingbar notwendige Aufwendungen; Im Einzelfall anfallende 

Nebenkosten wie z.B. Aufwendungen für Liftkarten, Raummieten, Kongressgebühren 

oder Seminarkosten sind über einem Ausmaß von € <99,-- im Vorfeld der 

Genehmigung des Dienstreiseauftrages („Reiseantrages“) im Programm ESS-RMNÖ 

der Leitung der Bildungsregion zur Stellungnahme vorzulegen; bis zu einem Ausmaß 

von € <99,-- liegt die inhaltliche Beurteilung in der Verantwortung der Schulleitung.).

5. Besondere Entschädigung bei Benützung eines privaten Kraftfahrzeuges:

Gemäß § <9 Abs. 7 RGV erhalten Landeslehrkräfte für die Benützung eines privaten 

Kraftfahrzeuges eine besondere Entschädigung anstelle der sonst in Betracht kommenden 

Reisekostenvergütung nur dann, wenn die vorgesetzte Stelle bestätigt, dass die Benützung 

des eigenen Kraftfahrzeuges im dienstlichen Interesse liegt. Sind diese Voraussetzungen 

nicht gegeben, gebührt Landeslehrkräften ein Reisekostenersatz gemäß § 8 RGV (Bahntarif 

bzw. Beförderungszuschuss) oder der Ersatz des Fahrpreises eines sonstigen 

Massenbeförderungsmittels.

Die ausnahmsweise Möglichkeit der Gewährung dieser „besonderen Entschädigung“ für die 

Benützung eines privaten Kraftfahrzeuges setzt damit bereits im Rahmen der Genehmigung 

des Dienstreiseauftrages („Reiseantrages“) eine nachvollziehbare Begründung im Sinn von 

§ <9 Abs. 7 RGV voraus, worin das konkrete dienstliche Interesse und die zwingende 

Erforderlichkeit der Benützung des privaten Kraftfahrzeuges liegt (Mitwirkungspflicht der 

antragstellenden Lehrkraft).

Dieses für die Entschädigung im Sinn von § <9 Abs. 7 RGV notwendige „dienstliche Interesse“ 

hat die Schulleitung bzw. (in den unter Pkt. 7 dargestellten Fällen) die Leitung der jeweiligen 

Bildungsregion in Wahrnehmung der eigenen dienstrechtlichen Verantwortung ausdrücklich 

festzustellen.

Ein „dienstliches Interesse“ im Sinn von § <9 Abs. 7 RGV liegt nach der expliziten Präzisierung 

in § <9 Abs. 7a RGV in der Fassung der 7. Dienstrechts-Novelle 7977, BGBl. I Nr. 795/7977, nur 

dann vor, wenn durch die Benützung von Massenbeförderungsmitteln der Zweck der 

Dienstverrichtung nicht oder nicht vollständig oder der Ort der Dienstverrichtung nicht 
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zeitgerecht erreicht werden kann oder die Benützung von Massenbeförderungsmitteln im 

konkreten Fall nicht zumutbar ist (z.B. in Fällen der zwingend notwendigen Mitnahme von 

sperrigem oder schwerem Equipment; nicht in Fällen der Mitführung von Notebooks oder 

sonstigen, in zumutbarer Weise tragbaren Unterlagen oder Utensilien).

Für Dienstreisen innerhalb des Bundeslandes Niederösterreich und in angrenzende 

Bundesländer ist ein derartiges dienstliches Interesse insbesondere dann anzunehmen, wenn 

durch die Benützung des privaten Kraftfahrzeuges der Entfall oder die Supplierung auch nur 

einer Unterrichtsstunde vermieden werden kann.

Im Umkehrschluss können daher Aufträge zur Benützung eines privaten Kraftfahrzeuges für 

Dienstreisen in der unterrichtsfreien Zeit nur in seltenen Ausnahmefällen zulässig sein.

Ein dienstliches Interesse an der Benützung des privaten Kraftfahrzeuges ist jedenfalls zu 

verneinen, wenn die Landeslehrkraft ein öffentliches Verkehrsmittel für die Anreise zur 

Dienstverrichtung benützen kann und weder terminliche Schwierigkeiten noch sonstige 

zwingende Notwendigkeiten für die Benützung eines privaten Kraftfahrzeuges gegeben sind.

Hinweis:

Der Differenzbetrag eines vom Dienstgeber erstatteten Beförderungszuschusses (§ 8 Abs. : 

RGV) zum amtlichen Kilometergeld kann im Zuge der Arbeitnehmerveranlagung als 

Werbungskosten geltend gemacht werden.

Es liegt in der Verantwortung der genehmigungsbefugten, vorgesetzten Stelle, auf das Gebot 

der Bildung von Fahrgemeinschaften hinzuweisen (§ <9 Abs. < RGV).

6. Auslandsdienstreisen:

Dienstreiseaufträge („Reiseanträge“) und Reisegebührenanträge („Reiserechnungen“) 

betreffend Auslandsdienstreisen sind in gleicher Weise im elektronischen Weg im Programm 

ESS-RMNÖ einzubringen und bei Vorliegen sämtlicher Voraussetzungen ausschließlich durch 

die Zentralstelle der Bildungsdirektion zu gewähren.

Für telefonische Auskünfte im Zusammenhang mit der Abwicklung von Auslandsdienstreisen 

stehen
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- für Lehrkräfte an allgemeinbildenden Pflichtschulen die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter des Referates Präs/:e der Bildungsdirektion (Referatsleitung ADin Astrid 

Hörmann; 978:7-7?9-7799) und

- für Lehrkräfte an berufsbildenden Pflichtschulen sowie an land- und 

forstwirtschaftlichen Fach- und Berufsschulen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

des Referates Präs/:h der Bildungsdirektion (Referatsleitung ADin Claudia Kern; 

978:7-7?9-77J9)

zur Verfügung.

Auf die Vollständigkeit der Unterlagen hinsichtlich des Personenkreises, des Zeitraumes, des 

Zieles und des Zweckes ist ein besonderes Augenmerk zu legen. Eine nachvollziehbare 

Stellungnahme der Schulleitung ist unabdingbar.

Im Regelfall können (soweit nicht eine Kostenerstattung von dritter Seite erfolgt) 

Tagesgebühren nach dem Inlandstarif, Beförderungszuschüsse bis zur (zielortabhängig für 

die Lehrkräfte günstigsten) österreichischen Staatsgrenze und Nächtigungsgebühren (unter 

Belegvorlage) bis zu einem Höchstausmaß von € <95,--pro Nacht (ohne Frühstück; § <J Abs. 8 

RGV) erstattet werden.

7. Lehrgänge zur Aus- und Fortbildung:

Die Genehmigung von Lehrgängen zur Aus- oder Weiterbildung (regelmäßig an 

Pädagogischen Hochschulen) bis zu einem Ausmaß von <> ECTS-Anrechnungspunkten liegt 

in der Entscheidungsverantwortung der jeweiligen Schulleitung (bzw. im Fall von Lehrgängen 

in nicht an Niederösterreich angrenzenden Bundesländern bei Lehrkräften an 

allgemeinbildenden Pflichtschulen in der Entscheidungsverantwortung der jeweiligen 

Leitung der Bildungsregion bzw. bei Lehrkräften an berufsbildenden Pflichtschulen sowie an 

land- und forstwirtschaftlichen Fach- und Berufsschulen in der Entscheidungsverantwortung 

der Zentrale der Bildungsdirektion).

Die Gewährung einer derartigen Aus- oder Weiterbildung setzt jedenfalls ein spezifisches 

dienstliches bzw. pädagogisches Interesse voraus, das durch die genehmigungsbefugte, 

vorgesetzte Stelle zu bestätigen ist.
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Von der abgeschlossenen Absolvierung derartiger Aus- oder Fortbildungen (zumindest ab 

8 ECTS) durch Lehrkräfte an allgemeinbildenden Pflichtschulen ist die jeweilige Leitung der 

Bildungsregion bzw. durch Lehrkräfte an berufsbildenden Pflichtschulen sowie an land- und 

forstwirtschaftlichen Fach- und Berufsschulen die Zentrale der Bildungsdirektion im Hinblick 

auf deren Aufgaben in der Ressourcensteuerung ohne weitere Aufforderung im Dienstweg in 

Kenntnis zu setzen.

Die Genehmigung von Lehrgängen zur Aus- oder Weiterbildung ab einem Ausmaß von 

79 ECTS-Anrechnungspunkten liegt in der Entscheidungsverantwortung der Zentrale der 

Bildungsdirektion und setzt im Vorfeld jeweils eine inhaltliche Beurteilung des Bereichs 

Pädagogischer Dienst der Bildungsdirektion (im Hinblick auf das Vorliegen eines spezifischen 

dienstlichen bzw. pädagogischen Interesses) voraus.

Diesbezügliche Ansuchen sind (unter Einhaltung des Dienstweges) formlos per E-Mail 

(einschließlich sämtlicher Lehrgangsunterlagen und allfälliger weiterer Informationen sowie 

der Stellungnahme der Schulleitung) an die Bildungsdirektion zu richten (Iso.Web).

Die Erledigungen der Bildungsdirektion im Zusammenhang mit der Genehmigung eines 

Lehrganges ergehen stets an die jeweilige Schulleitung und sind an die antragstellenden 

Lehrkräfte weiterzuleiten.

Soweit im Einzelfall mit der Genehmigung eines Lehrganges auch die Gewährung von 

Reisekosten verbunden ist, kann die Lehrkraft für jede Reisebewegung (unter Beilegung 

dieser Genehmigung) einen entsprechenden Reisegebührenantrag („Reiserechnung“) stellen.

Es wird dringend empfohlen, diesbezügliche Ansuchen möglichst frühzeitig, zumindest aber 

J Wochen vor dem jeweiligen Lehrgangsbeginn, einzubringen, sodass im Hinblick auf die 

Beurteilung der pädagogischen Zweckmäßigkeit bzw. pädagogischen Erforderlichkeit sowie 

der dienstrechtlichen Zulässigkeit ein angemessener Entscheidungszeitraum zur Verfügung 

steht.

8. Notwendige Unterlagen bzw. Angaben in Reisegebührenanträgen 

(„Reiserechnungen“):

Für eine zeitnahe Abwicklung von Reisegebührenanträgen („Reiserechnungen“) sind 

vollständige und aussagekräftige Antragsbeilagen eine unabdingbare Voraussetzung. 

Notwendige Unterlagen bzw. Informationen sind insbesondere folgende Angaben:
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- Grund der Dienstreise (keine Abkürzungen);

- Titel der Veranstaltung;

- Pädagogische Hochschulnummer (bei Veranstaltungen von Pädagogischen 

Hochschulen);

- Anbieter der Veranstaltung

- Einladungen und Teilnahmebestätigungen, aus denen der Zeitraum der Dienstreise 

ersichtlich ist;

- allfällige Lehrgangsgenehmigungen (siehe Punkt „Lehrgänge zur Aus- und 

Fortbildung“);

- Kommentierung von Abweichungen von Anträgen bzw. Einladungen etc. im 

Bemerkungsfeld

9. Einreichfrist von Reisegebührenanträgen („Reiserechnungen“):

Gemäß § J6 Abs. 7 RGV erlischt der Anspruch auf Reisegebühren, wenn dieser nicht innerhalb 

von sechs Kalendermonaten, beginnend mit dem Kalendermonat, in den das Ende der 

Dienstreise fällt, geltend gemacht wird.

Für die Berechnung der Rechnungslegungsfrist ist daher von dem Monat auszugehen, in dem 

die Dienstreise beendet wurde. Dieser Monat ist bei der Berechnung stets zu berücksichtigen. 

Der konkrete Tag der Beendigung der Dienstreise hat auf die Berechnung keine 

Auswirkungen.

Fällt der letzte Tag der Rechnungslegungsfrist auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, gilt 

der Reisegebührenantrag („Reiserechnung“) als rechtzeitig eingebracht, wenn er am 

nächstfolgenden Werktag bei der Dienststelle einlangt.

Die sechsmonatige Frist der Geltendmachung des Reisegebührenanspruches ist eine absolute 

Fallfrist; eine nachträgliche Geltendmachung und Abgeltung des Reisegebührenanspruches 

ist ausgeschlossen (Erläuternde Bemerkungen zu § J6 Abs. 7 RGV).

Beispiel:

Ende der Dienstreise: J<. Jänner

spätestmöglicher Zeitpunkt der Rechnungslegung: J9. Juni dieses Kalenderjahres
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Es wird darauf hingewiesen, dass Lehrkräften ab dem Zeitpunkt der Änderung ihres 

dienstrechtlichen Status (im Fall ihres Austritts, ihrer Pensionierung oder der Übernahme 

einer kirchlich bestellten Religionslehrkraft in den Landesdienst) mitunter die elektronischen 

Zugänge zur Reisegebührenbeantragung nicht mehr offenstehen. Aus diesem Grund wird 

dringend empfohlen, die Reisegebührenbeantragung in diesen Fällen zeitgerecht in die Wege 

zu leiten.

10. Pendlerpauschale:

Das Pendlerpauschale kann vom Dienstgeber nur für jene Dienststelle berücksichtigt werden, 

die als Hauptarbeitsstätte (Stammschule) gemeldet wurde. Ob und in welcher Höhe das 

Pendlerpauschale zusteht, bestimmt sich nach dem Ergebnis des Pendlerrechners des BMF.

Jedem Antrag auf Pendlerpauschale ist das vollständig ausgefüllte und unterfertigte Formular 

„Antrag auf Dauerdienstreise/Stundenplan“ beizulegen.

Änderungen der Verhältnisse im Zusammenhang mit der Berücksichtigung des 

Pendlerpauschales sind dem Dienstgeber von den Bediensteten innerhalb eines Monats zu 

melden. In den Fällen von Versetzungen und Adressänderungen wird das Pendlerpauschale 

automatisch eingestellt und muss von den Lehrkräften erneut beantragt werden.

11. Wirksamkeit:

Der gegenständlichen Dienstanweisung unterliegen Dienstreisen (Fort- und Weiterbildungen) 

mit einem Beginndatum ab 4. September 2023, wobei sich auf diese Dienstreisen (Fort- und 

Weiterbildungen) beziehende Dienstreiseaufträge („Reiseanträge“) bereits ab der 

Kundmachung dieser Dienstanweisung eingebracht werden können.

HR Mag. Karl Fritthum

Bildungsdirektor

Elektronisch gefertigt
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